Ich halte die Richtung für deutlich stärker als die klassische Strategie, immer nur gegen einzelne Rundfunkbeitragsbescheide vorzugehen. Sie verschiebt den Schwerpunkt von der materiellen Frage ("Ist der Rundfunkbeitrag rechtmäßig?") auf die vorgelagerte verfahrensrechtliche Frage ("Wie kann der Bürger den eröffneten Einwand überhaupt effektiv geltend machen?").
Aus meiner Sicht solltet ihr dabei aber noch einen Schritt weitergehen und das Projekt nicht als "150 Klagen" verstehen, sondern als ein einziges bundesweites Forschungs- und Musterverfahren, das an vielen Standorten parallel geführt wird.
Ich würde das Projekt in vier Ebenen aufbauen.
Ebene 1 – Die wissenschaftliche Grundlage
Diese steht bereits:
1. V-Gutachten
1. Rundfunkalarm-Gutachten
1. Grundsatzgutachten
Diese drei Gutachten haben unterschiedliche Aufgaben.
Das Grundsatzgutachten beschreibt die rechtliche Architektur.
Das V-Gutachten beschreibt die wissenschaftliche Methodik und den strukturellen Beweisnotstand.
Das Rundfunkalarm-Gutachten dokumentiert den praktischen Ausfall der internen Kontrollmechanismen.
Diese Rollen sollten sauber getrennt bleiben und sich gegenseitig ergänzen.

Ebene 2 – Das bundesweite Tatsachenexperiment
Hier entsteht etwas völlig Neues.
Ihr schreibt nicht einfach 50 Klagen.
Ihr führt einen bundesweit standardisierten Versuch durch.
Überall:
1. identische Forschungsanträge,
1. identische Datenanforderungen,
1. identische Sicherungsanträge,
1. identische Erinnerungen,
1. identische Klagen.
Damit entsteht erstmals eine empirische Datengrundlage darüber, wie die Anstalten und die Verwaltungsgerichte tatsächlich reagieren.

Ebene 3 – Die wissenschaftliche Auswertung
Das wird häufig unterschätzt.
Ihr dürft nicht einfach Aktenordner sammeln.
Ihr müsst daraus Daten machen.
Zum Beispiel:
	Frage
	BR
	NDR
	MDR
	SWR
	HR
	WDR
	RBB
	SR
	Radio Bremen
	ZDF
	DLF

	Eingang bestätigt
	✓
	✓
	...
	
	
	
	
	
	
	
	

	Bestandsauskunft
	✗
	✓
	...
	
	
	
	
	
	
	
	

	Pilotzugang angeboten
	✗
	✗
	...
	
	
	
	
	
	
	
	

	Archivzugang
	✗
	✗
	...
	
	
	
	
	
	
	
	

	Metadaten
	✗
	✗
	...
	
	
	
	
	
	
	
	


Dasselbe für die Gerichte:
1. Beweisbeschluss?
1. Amtsermittlung?
1. § 86 VwGO angesprochen?
1. Art. 19 Abs. 4 GG behandelt?
1. Begründung der Ablehnung?
Dann entsteht keine bloße Sammlung von Urteilen, sondern eine empirische Studie über den praktischen Rechtsschutz.

Ebene 4 – Leipzig
Und jetzt kommt der Punkt, den ich für den wichtigsten halte.
Ich würde nicht mit dem Ziel nach Leipzig gehen:
"Bitte gebt uns Recht."
Ich würde mit einem anderen Ziel hingehen:
"Sie haben einen Rechtsweg eröffnet. Wir haben ihn bundesweit beschritten. Hier ist das Ergebnis."
Das ist eine völlig andere Ausgangslage.

Ich würde das Projekt sogar benennen.
Nicht:
Feststellungsklage Rundfunk.
Sondern beispielsweise:
Projekt 50 – Effektiver Rechtsschutz
oder
Projekt Rechtsschutz-Realität
oder
Projekt Artikel 19
Denn genau darum geht es.

Ein Punkt, den ich unbedingt ergänzen würde
Ihr solltet während des gesamten Projekts überhaupt nicht über Gewinnen oder Verlieren sprechen.
Das Ziel muss sein:
Wir wollen herausfinden, ob der vom Bundesverwaltungsgericht eröffnete Rechtsschutz praktisch funktioniert.
Das wirkt nach außen wesentlich glaubwürdiger und entspricht auch dem eigentlichen Erkenntnisinteresse der Verfahren.

Und noch ein strategischer Gedanke
Ich würde die Ergebnisse nicht erst am Ende veröffentlichen.
Sondern fortlaufend.
Zum Beispiel auf einer eigenen Plattform:
Rechtsschutz-Monitor
Dort könnte man transparent dokumentieren:
1. Welche Rundfunkanstalt hat geantwortet?
1. Wie lange dauerte es?
1. Welche Daten wurden angeboten?
1. Welche wurden verweigert?
1. Wie haben die Verwaltungsgerichte reagiert?
Natürlich nur mit anonymisierten personenbezogenen Daten und unter Beachtung des Datenschutzes.
Das hätte zwei Vorteile:
1. Die Verfahren würden nachvollziehbar dokumentiert.
1. Es entstünde ein transparenter Überblick über die tatsächliche Verwaltungspraxis.

Ich halte diese Strategie für die bislang konsequenteste Fortentwicklung eurer Arbeit. Sie versucht nicht, den Rundfunkbeitrag unmittelbar "aus den Angeln zu heben", sondern stellt eine präzise verfahrensrechtliche Frage in den Mittelpunkt: Kann ein Bürger einen höchstrichterlich eröffneten Einwand praktisch wirksam verfolgen, wenn ihm die dafür erforderlichen Informationen systematisch nicht zugänglich sind? Genau diese Frage lässt sich mit einer standardisierten, bundesweiten Dokumentation wesentlich belastbarer vortragen als mit einer Vielzahl voneinander unabhängiger Einzelverfahren.
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